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'D i e  'D e z k e / i z s g e s e i i t e  I m  ^ '^ i c ß c L  d e z  / H c i n t m ^ c n

D er B undesm in ister f ü r  Verkehrt D r,-In g . H a n s-C h ris to p h  Seebohnif weist Z ie le  un d  Grenzen 
der Verkehrsgesetzgebung a u f:

W ie müssen die Entwürfe beurteilt werden?

D ie Verkehrsgesetzentwürfe, die 
m it großer M ehrheit vom Bun­

desrat gebilligt wurden, das Per­
sonenbeförderungsgesetz, das kürz­
lich vom  Kabinett verabschiedet 
w urde, die Beratungen eines Aus­
schusses unabhängiger Sachverstän­
diger über eine Gütertarifreform, 
die am  12. Mai in Gang gesetzt 
wurden, die Intensivierung der Zu­
sam m enarbeit der Bundesinstanzen 
mit den Länderinstanzen, bei denen 
der größte Teil der Exekutive im 
V erkehrsw esen liegt, sollen alle 
dazu beitragen, das Gleichgewicht 
im deutschen Verkehrswesen, w ie­
derherzustellen und ihm eine ge­
sunde Grundlage für eine gedeih­
liche Entwicklung in der Zukunft 
zu sichern. Dabei müssen sehr viele 
Interessen sorgfältig gegeneinander 
abgew ogen werden. Das ist nur 
möglich in der Begrenzung durch 
folgende fundamentale Tatsachen, 
die auch die schönsten Grundsätze 
nicht aus der W elt zu schaffen v er­
mögen:

Deutschland wurde zerrissen, der 
Raum, in  dem sich die V erkehrs­
träger ausleben können, zu eng. 
Die Spanne zwischen den Kosten 
und den Entgelten im Verkehr 
wurde zu groß. Das hat einen a ll­
gem einen Substanzverzehr zur 
Folge, den w ir uns als ein verarm ­
tes V olk nicht leisten können. Die 
M otorisierung hat — erfreulicher­
weise —  in den letzten Jahren 
einen Umfang angenommen, dem 
die Straßen nicht m ehr gewachsen 
sind. W eil w ir nicht das Geld 
haben, «die Straßen dem  V erkehr 
anzupassen, bleibt nichts anderes 
übrig, als den V erkehr den Straßen 
anzupassen. Das geht nicht nur uns, 
das geht auch sehr viel reicheren

Ländern so. Ließen wir den Dingen 
ihren Lauf, w ürde sich in abseh­
barer Zeit die M otorisierung selbst 
abdrosseln. Es muß also versucht 
werden, in dem durch unsere Armut 
nun einmal gesteckten Rahmen für 
alle Verkehrsträger ein Auskom­
men zu finden. Dabei ist entschei­
dend, daß wir es uns nicht leisten 
können, vorhandene W erte zu ver­
schleudern. Um Volksvermögen 
handelt es sich hier wie dort, bei 
Schiene, Straße und W asserstraße, 
also um idas Geld der Steuerzahler. 
Deswegen ist die Gesundung der 
Bundesbahn wichtig, wenn auch

Alis Kreisen der W irtschaft schreibt m a n  uns

„Verkehrsverbote sind
W ährend die öffentliche Meinung 
sich in  der Einhelligkeit des Urteils 
begnügt, daß „im V erkehr nicht 
alles stimmt", variiert die Diagnose 
der Experten zwischen Fehlentwick­
lung und Krise. Die Diskussion geht 
um die rechte Therapie.

Seebohms Konzept
Im Dezember legte der V erkehrs­

minister zwei Gesetzentwürfe vor: 
ein „Straßenentlastungsgesetz“ und 
ein „Verkehrsfinanzgesetz". Das 
erste  sieht eine Einschränkung des 
Straßenverkehrs vor, indem es für 
eine Reihe sogenannter M assen­
güter, vor allem Kohle, Eisen, 
Steine, Erden und Holz, den Trans­
port auf der S traße außerhalb der 
Nahzone, d. h. über 50 km v er­
bietet. Der zweite Gesetzentwurf 
sieht Steuererhöhungen für den 
Straßenverkehr vor: in  der Kraft­
fahrzeugsteuer soll der sogen. „Be­
lastungsknick" beseitigt werden, 
der bisher die Fahrzeuge mit einem 
Eigengewicht von mehr a ls  2400 kg

nicht so entscheidend, wie oft be­
hauptet wird. Zwingend aber ist 
das Leid um täglich dreißig V er­
kehrstote auf unseren Straßen. 
W essen Gemüt ist so abgestumpft, 
daß es nicht dadurch aufgerüttelt 
würde? Ausschlaggebend bleibt, 
daß die deutschen V erkehrsträger 
insgesamt den Anforderungen einer 
aufstrebenden W irtschaftgewachsen 
sind. Das sind sie bisher in jedem  
Falle gewesen und werden es in 
Zukunft sein. Dafür w erden — das 
ist meine Überzeugung — die Maß­
nahmen sorgen, die nur gewertet 
werden können, wenn man eine 
Gesamtlösung anstrebt und sein 
Urteil von einer solchen übergeord­
neten  Konzeption bestimmen läßt.

nicht verkehrskonform"
begünstigt, und s ta tt dessen soll 
für Fahrzeuge m it einem Gesamt­
gewicht von mehr als 25 t eine 
progressive Belastung eintreten; 
schließlich w ird die Steuer für A n­
hänger ebenso wie für M otorwagen 
berechnet und dadurch erheblich 
erhöht; in der M ineralölbesteue­
rung is t für Vergasertreibstoff eine 
Erhöhung um 1 Dpf. pro Liter, für 
Dieselkraftstoff lun 7 Dpf. vorge­
sehen; eine besondere zusätzliche 
Belastung erw artet den W erkfern­
verkehr, der anstelle einer Beförde'- 
rungssteuer von 0,99 Dpf./tkm künf­
tig  5 Dpf./tkm zahlen soll.

Keine dirigistischen Eingriffe
Der M einungsstreit hat sich auf 

die Verkehrsverbote des Straßen­
entlastungsgesetzes und auf die 
Verfünffachung der Beförderungs­
steuer im W erkfernverkehr, die 
nicht nur von den Betroffenen als 
prohibitiv beurteilt wird, konzen­
triert. Die Therapie des V erkehrs­
ministers lautet; einschneidende

Alle in  der A bteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahm e der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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Maßnahmen bis zur Amputation 
der Teile des Straßenverkehrs, „die 
auf die Schiene gehören".

Es ist klar, daß die Frage, 
welches Gut auf die Schiene imd 
welches auf die Straße gehört, 
nicht generalisierend nach einer 
Rangordnung der V erkehrsm ittel 
und der Transportgüter zu beant­
w orten ist, w ie das leider allzu oft 
in V erkennung der diffizilen Zu­
sammenhänge von V erkehr und 
W irtschaft geschieht. Allein, es be­
steht Übereinstimmung, daß heute 
vielfach Güter auf der Straße trans­
portiert werden, deren Rückver­
lagerung auf die Schiene erwünscht 
ist, w ie um gekehrt erw artet wird, 
daß die Sdiiene auf Güter verzich­
tet, deren wirtschaftlichere Beförde­
rung auf der Straße möglich ist. 
Der wesentliche Unterschied liegt 
nicht im Ziel, sondern im Weg: 
keine „dirigistischenEingriffe", son­
dern „marktkonforme M ittel", oder 
— um in unserem Bilde zu blei­
ben — keine Amputation, sondern 
Rückbildung.

W enn der Verkehrsm inister 
marktkonforme M ittel verneint, 
weil „der V erkehr eben verkehrs­
konformer M ittel bedürfe", so weist 
dieses W ortspiel auf die Gefahr 
einer Sonderbetrachtung, die hier 
der V erkehr erfahren soll. Bei aller 
W ürdigung der (leider noch so un­
zureichend geklärten) Eigengesetz­
lichkeit der Verkehrswirtschaft muß 
der unverrückbare Ausgangspunkt 
aller Überlegungen sein, daß der 
V erkehr ein Teil der W irtschaft ist. 
Die Formen der Verkehrsbedie­
nung, die sich in kalkulatorischem 
Denken entsprechend den Bedürf­
nissen der W irtschaft entwickelt 
haben, sind nicht von heute auf 
morgen auswechselbar, wenn nicht 
erhebliche Schäden in denjenigen 
Sektoren der W irtschaft entstehen 
sollen, für die der Verkehrsm inister 
nicht kom petent ist.

Wirksamkeit 
marktkonformer M ittel

Es ist als A lternative zu See- 
bohms Konzept vorgeschlagen wor­
den, eine Rückverlagerung auf 
die Schiene und eine organische 
Aufgabenteilung zwischen den 
V erkehrsträgern durch s t e u e r ­
l i c h e ,  t e c h n i s c h e  und last 
not least durch t a r i f l i c h e  Maß­
nahmen herbeizuführen. Denjeni- '

gen, die diese marktkonformen 
M ittel für unzureichend halten, 
eine Rückbildung der wirtschaft­
lich unerwünschten Formen des 
Straßenverkehrs herbeizuführen, 
wird empfohlen zu prüfen, wie 
diese Mittel — im um gekehrten 
Sinne eingesetzt — von 1949 bis 
1953 die Fehlentwicklungen im 
deutschen V erkehr zumindest be­
günstigten. Seit 1949 erfolgten vier 
Tarifänderungen. Sie gingen (bis 
auf die letzte vom 1. 8. 53) allein 
von den Erfordernissen des Bundes­
bahnhaushalts aus und begnügten 
sich gegenüber dem Straßenverkehr 
mit der Feststellung, daß die paritä­
tische Erhöhung des Reichskraft­
wagentarifs erforderlich und ge­
rechtfertigt sei. In der V erkehrs­
diskussion gehörte zwar das W ort 
von den „gleichen Startbedingun­
gen“ schon längst zum eisernen Be­
stand, aber die Straße blieb bei 
jeder Tariferhöhung doch billiger 
als die Schiene, weil sie zum glei­
chen Preis eine Haus-Haus-Beför- 
derung bot. Auf steuerlichem Gebiet 
ist bis heute durch den erwähnten 
„Belastungsknick" in  der Kraftfahr­
zeugsteuer ein Lastkraftwagen um 
so m ehr begünstigt, je  schwerer er 
ist, d. h. je  niedriger seine Selbst­
kosten pro Tonnenkilometer an  sich 
schon sind. Der steuerlich begün­
stigte Trend zum schweren Last­
kraftwagen wurde durch die Er­
höhung der zulässigen Gesamtge­
wichte und Achsdrücäce der Straßen- 
fahrzeugeunterstützt. „Durch höhere 
Nutzlasten zu niedrigen Selbst­
kosten pro tkm “ lautete die Devise 
des 40 t-Zuges, un ter der die Trans­
porte sogen. M assengüter selbst 
über große Entfernungen rentabel 
wurden. Der Zwang zur Kostensen­
kung wurde durch den W ettbewerb 
innerhalb des Straßenverkehrs ver­
stärkt. Bekanntlich ist die Zahl der 
zulässigen Konzessionen im Güter­
fernverkehr überschritten! das Aus­
maß des dadurch verursachten Kon­
kurrenzdruckes wird zu beurteilen 
sein, wenn die Zahl der se it 1949 
zuviel erteilten Konzessionen be­
kannt wird.

Hauptaufgaben der Neuordnung
Die V erkehrskrise tr itt am stärk­

sten in der Unzulänglichkeit des 
Straßennetzes und in der Notlage 
der Bundesbahn zutage. Das seit 
1939 nicht erw eiterte Straßennetz

erw eist sich vielfach der gestie­
genen Verkehrsfrequenz nicht ge­
wachsen. Deshalb motiviert See­
bohm seine Gesetzentwürfe mit den 
Erfordernissen der Verkehrssicher­
heit. Es ist aber abwegig zu glau­
ben, daß durch Verkehrsverbote 
Lastkraftwagen oder Lastzüge in 
nennenswertem  Umfange aus dem 
V erkehr gezogen würden; denn 
w er ist in der Lage, ohne Entschä­
digung einen noch für Jahre be­
triebsfähigen Lastzug zu verschrot­
ten? Nur ist bei unzureichender Be­
schäftigung im Fernverkehr infolge 
der Verbote eine Abwanderung 
in  den am stärksten  belasteten 
N ahverkehr zu befürchten. Aber 
selbst bei der günstigsten An­
nahme, daß 10 000 Lastkraftwagen 
stillgelegt würden, bleibt zu be­
denken, daß täglich 2000 Personen­
wagen zugelassen werden. Ein Aus­
weg wird deshalb nur von denen 
gewiesen, die in  ihre Vorschläge 
zur Lösung des Verkehrsproblems 
auch ein umfassendes und lang­
fristiges Straßenbauprogram m mit 
einbeziehen.

W enn die V erkehrsverbote nicht 
oder kaum einer größeren Sicher­
heit auf den Straßen dienlich sind, 
so könnten sie doch für die Bundes­
bahn von Nutzen sein. W äre es 
nicht sinnvoll, die Ausnutzung 
ihrer Transportkapazitäten zu ver­
ordnen, s ta tt M illiarden (die Sum­
men wachsen mit der Dauer der 
Diskussion) im Straßenbau zu in­
vestieren? Auf den Einwand, daß 
ein zu kleines Straßennetz kein 
Beweis dafür sei, daß die Bundes- 

• bahn die richtige Kapazität besitzt, 
wollen w ir uns hier nicht einlassen. 
Aber die Feststellung ist nötig, daß 
die M ehreinnahmen aus Verkehrs­
verboten nur einen Bruchteil des 
Haushaltsdefizits der Bundesbahn 
ausmachen könnten. Hieraus erklärt 
sich das Bedenken, daß die Verbots­
liste nur als ein Anfang betrachtet 
wird oder die Verkehrsverbote den 
W eg für eine monopolistische Tarif­
gestaltung eröffnen sollen.

Mit V erboten sind die Verkehrs­
probleme nicht zu lösen; der not­
wendigen Neuordnung des deut­
schen V erkehrs stünden sie im 
W ege. Es bedarf eines umfassen­
den Programms. Ein sinnvolles In­
einandergreifen steuerlicher, tech­
nischer und tariflicäier Maßnahmen
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muß die Fehlentwicklungen der 
letzten Jah re  beheben und den W eg 

 ̂ für eine organische Aufgabentei­
lung zwischen Schiene und Straße 
eröffnen. Dabei muß die Bundes­
bahn in  den Stand versetzt werden, 
ihre Umschlagseinrichtungen zu 
rationalisieren, damit die N aht­
stelle zw isdien Schiene und Straße 
den „gebrochenen V erkehr“ nicht 
behindert, sondern der Schiene vor­
nehmlich den Knotenpunktverkehr 
und dem Kraftwagen den Flächen­
verkehr ermöglicht. Ein V erkehrs­
wegeprogram m  muß sich der Eng­
pässe im Schienen- und Straßennetz 
annehmen.

Gegen die Auswüchse des W erk­
verkehrs werden zweckentspre­
chende M aßnahmen zu treffen sein. 
D urdi eine prohibitive Besteuerung 
sind jedoch die Fehlentwicklungen 
nicht zu beheben. Bei der sdiwie^ 
rigen Abgrenzung echten, betriebs­
bedingten W erkverkehrs muß den 
differenzierten wirtschaftlichen Tat­
beständen Rechnung getragen w er­
den.

Die schwierigste Aufgabe bleibt 
eine Neuordnung des Tarifs, die 
einen W ettbewerb zwischen den 
Verkehrsträgern bestehen läßt und 
auch der Schiene als dem wichtig­
sten Teil unseres Verkehrssystems 
den Ausgleidi ihrer Haushaltsrech­
nung ermöglicht, soweit die Ein­
nahmeseite dazu beitragen kann. 
Die Entlastung der Ausgabenseite, 
insbesondere in  der Position Ge­
hälter und Löhne wird besonderer 
Maßnahmen bedürfen.

In der groJ3en V erkehrsdebatte 
im Bundestag am 11.2. führten die 
Redner darüber Klage, daß die De­
batte in Unkenntnis der beiden 
Gesetzentwürfe erfolgen mußte. 
Wenn sich der Bundestag nun Ende 
Juni mit diesen Entwürfen befaßt, 
wird zu beklagen sein, daß kein 
umfassendes Verkehrsprogram m der 
Regierung bekannt ist. Um so w ert­
voller sind d ie Vorschläge, die in 
der CDU unter der Initiative von 
Müller-Hermann entwickelt wurden 
und bereits die wesentlichen Punkte 
einer Neuordnung behandeln, (-di-)

D er D eutsche Industrie- un d  H andelstag  fo rd er t:

Sinnvolle Aufgabenteilung der Verkehrsträger
B e i  der Beurteilung der V erkehrs­
gesetzgebung der Bundesregierung 
muß m an sich von volkswirtschaft­
lichen Fakten leiten lassen, die von 
der Erkenntnis ausgehen, daß von 
der gemeinwirtschaftlichen Ver­
kehrsbedienung der Eisenbahnen 
aus wirtschaftlichen, sozialen und 
raumpolitischen Gründen nicht ab ­
gewichen werden kann. Jede Ab­
keh r von diesem Prinzip müßte 
Entwicklungen einleiten (z. B. die 
Lockerung des § 6 EVO, die Auf­
gabe der Tarifgleithheit), die für 
die W irtschaftsstruktur der schwie­
rigen Nachkriegszeit unüberseh­
bare volkswirtschaftliche Konse­
quenzen auslösen. Auch ist die Ur­
sache der gegenwärtigen V erkehrs­
schwierigkeiten weniger in  dem 
M angel einer großzügigen Investi­

tionspolitik für die Verkehrswege 
zu sehen — die Verkehrsmisere 
kann deshalb auch nicht allein 
über Investitionen behoben w er­
den — als vielm ehr in dem Zu­
sammenstoß zweier verschieden­
artiger Verkehrssysteme, nämlich 
des gemeinwirtschaftlichen der Bahn 
und des privatwirtschaftlichen des 
Kraftverkehrs.

Das Für und W ider 
der fiskalischen Belastung

Eine Bereinigung dieser W ettbe­
werbsverhältnisse kann nur dann 
herbeigeführt werden, w enn jeder 
Verkehrsträger zunächst einmal für 
die ihm anlastbaren Kosten des V er­
kehrsnetzes, der Verkehrssicherung 
und der Verwaltung selber aufzu­
kommen hat. Diese Blickrichtung 
und darüber hinaus die Tatsache

eines gegenwärtigen, eklatanten 
M ißverhältnisses zwischen Straßen­
kapazität und Straßenverkehr mit 
den bedauerlichen Folgen auf die 
Verkehrssicherheit für alle V er­
kehrsteilnehm er (auch Fußgänger) 
veranlaßten den Deutschen Indu­
strie- und Handelstag, die Regie­
rungsvorlagen in wesentlichen Tei­
len positiv zu beurteilen, indem er 
bereit ist, eine stärkere Fiskalbe­
lastung des Kraftwagens dort in 
Kauf zu nehmen, wo sie gleichzeitig 
eine sinnvolle Aufgabenteilung 
zwischen Schiene und Kraftwagen 
unterstützt. Das gilt für die Auf­
hebung der bisherigen Steuerver­
günstigung für Schwerlastwagen 
und Omnibusse (Knickbeseitigung) 
ebenso wie für die Erhöhung der 
M ineralölabgaben. Zur Frage der 
progressiven Besteuerung für Mo­
torw agen und der Besteuerung der 
Anhänger gehen die Meinungen 
allerdings noch auseinander. Ihre 
endgültige Beurteilung hängt von 
den zukünftigen Fahrzeuggewichten 
ab. Die Kabinettsvorlage sieht eine 
gleichmäßige Besteuerung für Mo­
torw agen und Anhänger vor. H ier­
gegen wenden sich die Automobil­
industrie und die Vorschläge von 
Müller-Hermann. Zu berücksich­
tigen ist immerhin, daß beim A n­
hänger das V erhältnis von Tot- 
und Nutzlast günstiger ist als beim 
Lastkraftwagen (3,1 : 1 anstatt 1 :1 ).

Die Anhebung der M ineralöl­
steuer wird im Sirme der Regierungs­
vorlage vomDIHT gebilligt (Diesel 
7 Dpfg., Benzin 1 Dpfg,). Eine stär­
kere steuerliche Belastung des 
W erkfernverkehrs in  Höhe von 
3 Dpfg. w ird bejaht, weil der W erk­
verkehr in den Grenzen gehalten 
werden muß, die eine Unter- 
minierung der gemeinwirtschaft­
lichen V erkehrsbedienung unmög­
lich machen. Diesen Satz hat der 
BundestagsabgeordneteRademacher 
auch als Kompromiß gegenüber den 
Vorschlägen des BDI von Müller- 
Hermann in Vorschlag gebracht.

VEREINSBANK IN HAMBURG
A U S S E N H A N D E L S B A N K

Z E N T R A L E :  H A M B U R G  11,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 4  10  15  
20 B E T R I E B E  I N  G R 0  S S • H A M B U R G , C U X H A V E N  U N D  K I E L
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Der von der Regierung in Aussidit 
genommene Satz von 5 Dpfg. ist 
untragbar, weil die Erhöhung der 
Kraftfahrzeugsteuer, der M ineralöl­
abgaben in Verbindung mit der 
Reform der Einkommensteuer be­
reits eine Rüdcentwiddung des 
W erkverkehrs von der Kostenseite 
aus einleiten wird. Zudem muß be- 
rüdcsiditigt werden, daß eine an 
die Beförderungsleistung anknüp­
fende Steuer im besonderen die Be­
triebe trifft, die bis zu ihren Ab­
satzgebieten weite Entfernungen zu 
überwinden haben und die auf 
eigene Fahrzeuge aus betrieblidien 
Gründen nidit verziditen können. 
Die Besteuerung des W erknahver­
kehrs ist abzulehnen.

Wahlfreiheit der Verkehrsmittel
Der DIHT lehnt aus seiner W irt- 

sdiaftsauffassung heraus, zumal 
wegen des Prinzips der W ahlfrei­
heit der Verkehrsmittel, ebenfalls 
Verbote des Transports bestimmter 
Güter auf der Straße ab. Das gilt 
erst redit, wenn das Regierungs­
programm von der politisdien Seite 
volle Billigung finden würde. W enn 
sidi der DIHT ursprünglidi als vor­
ordnende Maßnahme und befristet 
für einige wenige Verbote für ty- 
pisdie M assengüter (z. B. Kohle) 
bei Entfernungen über 150' km aus- 
gesprodien hatte, so gesdiah das 
in der Absidit, verkehrspolitisdi 
eine w eitere Abwanderung dieser 
nidit für den Kraftwagen typisdien 
Güter über W eitentfernungen auf 
die Straße aufzuhalten.

Daß aus dem Verkehrsfinanz­
gesetz M ittel für den Straßenbau zu­
fließen müssen, wird aud i vom DIHT 
gefordert, ebenso die Abnahme der

politisdien Lasten der Deutsdien 
Bundesbahn durdi den Bund. Das 
M ittel der Tarifpolitik kann erst 
in zweiter Linie für eine Aufgaben­
teilung zwisdien den V erkehrs­
trägern  eingesetzt werden.

Selbstverwaltungsorganisation  
des Kraftverkehrs

In den bisherigen verkehrspoliti- 
sdien Diskussionen zeigt sidi fol­
gender Mangel. Es wird von allen 
an  einer Ordnung im V erkehr In­
teressierten der Grundsatz akzep­
tiert, daß der Kraftverkehr das 
geeignete Verkehrsm ittel für den 
Flädienverkehr darstellt, die Kosten­
vorteile der Eisenbahn hingegen 
vor allem  im Knotenpunktverkehr 
zutage treten. Neue steuerlidie Be­
lastungen des Kraftverkehrs w er­
den jedodi, wenn ihnen n id it ent- 
sprediende ergänzende Maßnahmen 
an die Seite treten, den Kraftver­
kehr nidit stärker in den Flädien­
verkehr, sondern möglidierweise 
um gekehrt stärker in  den Knoten­
punktverkehr hineindrängen, da sie 
die Tendenz auslösen, durdi stär­
kere Auslastung und verm ehrten 
Einsatz den Gewinnausfall wettzu- 
madien. Um die Aufgabenteilung 
im V erkehr in die volkswirtsdiaft- 
lid i riditigen Bahnen zu lenken und 
um den verkehrspolitisdien Effekt 
der zu ergreifenden Maßnahmen 
nidit in Frage zu stellen, w ird es 
daher unbedingt notwendig sein, 
baldmöglidist eine straffe Selbst­
verw altungsorganisation des Kraft­
verkehrs in Kartellform ins Leben 
zu rufen, die über einen internen 
A usgleidi audi der Tendenz zum 
Knotenpunktverkehr entgegenzu­
w irken hätte. (-th)

D ie B undesbahn  sieht d ie Sache so:

Gemeinwirtschaftlidie Bedienung durdi die Eisenbahn 
muß erhalten bleiben!

I n  seiner Regierungserklärung vom
20. 10. 53 hat der Bundeskanzler 
es als w iditigste verkehrspolitisdie 
Aufgabe der Bundesregierung be- 
zeidinet, die Bereddie der einzel­
nen V erkehrsträger aufeinander 
abzustimmen mit dem Ziel, Eisen­
bahn und Straßenverkehr, Binnen- 
und Seesdiiffahrt und künftigen 
Luftverkehr so zu ordnen, daß be­
stehende W erte erhalten bleiben 
und zugleidi der hödiste Nutzen 
mit dem geringsten Kostenaufwand 
erreid it wird. Diesem Ziel ent-

spredien die vom Bundeskabinett 
am 1. 6. 54 verabsdiiedeten Ent­
würfe eines Straßenentlastungs­
und eines Verkehrsfinanzgesetzes.

Marktkonforme Mittel 
reichen nicht aus

Bei der Diskussion über die in 
diesen Regierungsentwürfen vor­
gesehenen Maßnahmen steh t im 
Brennpunkt die Frage, ob es not­
wendig sei, zur angestrebten Ord­
nung des V erkehrs gewisse Len- 
kungsmaßnahmen von Hand des 
Staates zu ergreifen, oder ob es

nidit genüge, marktkonforme Ge- 
siditspunkte aud i in der Verkehrs- 
w irtsdiaft w alten zu lassen. Die 
vergangenen Jahre, in denen weit­
gehend das letztere der Fall war, 
dürften gezeigt haben, daß dieser 
Weg nidit zum Ziele führen kann. 
Es besteht allgem eine Einigkeit 
darüber, daß die gemeinwirtsdiaft- 
lid ie  Verkehrsbedienung durdi die 
Eisenbahn mit ihren Bindungen 
und Belastungen audi in  Zukunft 
aufrediterhalten bleiben soll; je­
dem Einsiditigen muß aber klar 
sein — und die maßgebenden Wis- 
sensdiaftler und Praktiker des Ver­
kehrswesens haben das immer 
w ieder klargestellt —, daß ein 
editer, nadi den Regeln der freien 
oder sozialen M arktw irtsdm ft sidi 
abspielender W ettbewerb zwisdien 
den einzelnen V erkehrsm itteln so­
lange n id it möglidi ist, als die 
Eisenbahn auf der einen Seite auf 
gem einwirtsdiaftlidie und gemein­
nützige V erkehrsbedienung ver- 
pfliditet bleibt, w ährend auf der 
anderen Seite die übrigen Ver­
kehrsm ittel nadi den in der Privat­
w irtsdiaft üblidien Grundsätzen 
arbeiten können. Daher sind bei 
dem heutigen Stand der Dinge zur 
Ausgleidiung dieses Untersdüedes 
staatlid ie Ordnungs- und Len- 
kungsmaßnahmen eine unumgäng- 
lid ie Notwendigkeit geworden. Die 
Regierungsvorlagen für die beiden 
genannten Gesetze besdiränken 
diese aber auf das unbedingt not­
wendige Mindestmaß.

Auch die USA 
kennen Verkehrsverbote

W enn insbesondere von inter­
essierten Seiten gegen das im 
Entwurf des Straßenentlastungs­
gesetzes vorgesehene Verbot ge­
wisser M assengütertransporte im 
Fernverkehr Sturm gelaufen wird, 
so ist demgegenüber darauf hinzu­
weisen, daß beispielsweise das 
Land mit der liberalsten W irtsdiaft 
der W elt, die USA, in  der Inter­
state Commerce Commission seit 
Jahrzehnten ein Organ zur straffen 
Leitung und Lenkung des Fern­
verkehrs besitzt und daß audi 
dort der Straßentransport von 
M assengütern im Uberlandverkehr 
einsdineidenden Besdiränkungen 
unterworfen ist. W ieviel weniger 
kann die kleine Bundesrepublik 
Deutsdiland m it ihrem  durdi die 
Grenzziehung nad i einem ver-
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lorenen Kriege verstüm m elten V er­
kehrsnetz sich den Luxus einer 
derartigen Ausweitung der Trans­
portkapazität gestatten, w ie er sid i 
un ter der Gesetzgebung der Nach- 
k riegsjahre entwickeln konnte!

Ausnutzung des Transportraums

W ährend der Transportraum  der 
Eisenbahnen, insbesondere der im 
Volkseigentum  stehenden Bundes­
bahn, immer schlechter ausgenutzt 
wurde, was bei ihren  zwangsläufig 
sehr hohen festen Kosten zu einer 
bedenklichen Tendenz zur Unwirt­
schaftlichkeit führen mußte, zeigen 
die statistischen Zahlen ein steiles, 
volkswirtschaftlich längst nicht 
m ehr gerechtfertigtes Ansteigen 
des Transportraum s an  Lastkraft­
wagen. Die hierdurch sich für die 
gesam te Volkswirtschaft ergeben­
den Gefahren einzudämmen, ist

Sinn und Zweck der nunmehr dem 
Bundestag vorliegenden Verkehrs- 
gesetzentwürfe. Die darin vorge­
sehenen Maßnahmen mögen für 
den oder jenen Interessenten im 
einzelnen gewisse H ärten mit sich 
bringen, für die Interessen der Ge­
samtheit sind sie unbedingt er­
forderlich. Es ist zu hoffen, daß sich 
die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages bei ihrer Entschei­
dung dieser Zusammenhänge be­
wußt sind. W enn die Entwürfe 
ohne wesentliche Änderungen Ge­
setz werden, würde dam it ein 
guter Ausgangspunkt zur volks- 
wirtsdiaftlich sinnvollen Neuord­
nung des Verkehrswesens, zur Er­
höhung der Sicherheit auf den 
Straßen und zur Aufrechterhaltung 
des gemeinwirtschaftlichen V er­
kehrsdienstes der Eisenbahn ge­

geben sein. (Hp)

D as StraßenverkehTsgewerbe vertritt natürlich  einen anderen S ta n d p u n k t:

Dem  neuzeitlidien Verkehr muß der W eg geebnet werden!
W o h l kaum  jemals haben Re^ starker Widerspruch bemerkbar.
gierungsvorlagen von Gesetzen 
soviel Staub aufgewirbelt wie die 
soeben vom  Bundesrat verabschie­
deten Entwürfe eines V erkehrs­
finanzgesetzes und eines Straßen- 
entlastungsgesetzes. Schon als sei­
nerzeit vom  Bundesverkehrsmini­
sterium  diese beiden Gesetzent­
w ürfe im Bundeskabinett zur Be­
schlußfassung vorgelegt wurden — 
es darf daran  erinnert werden, daß 
die V orarbeiten so geheim betrie­
ben wurden, daß m an den Text 
der Entwürfe des Bundesverkehrs­
m inisterium s an  der Milchbar des 
Bundeshauses kaufen konnte — 
machte sich in der Öffentlichkeit

Nachdem nun wider Erwarten in 
einer kaum halbstündigen Sitzung 
die Ministeientwürfe vom Kabinett 
angenommen wurden, machten sich 
in den beteiligten V erkehrskreisen, 
also bei der Zentralarbeitsgem ein­
schaft des Straßenvexkehrsgewer- 
bes für den gewerblichen Güter­
verkehr, beim Bundesverband der 
Deutsdien Industrie und im Deut­
schen Industrie- und Handelstag 
für den W erkverkehr, außerdem 
aber noch beim Verband der A uto­
mobilindustrie, überhaupt im ge­
samten Ausschuß für Kraftverkehrs­
wirtschaft m assivere W iderstände 
geltend.

„Falsche und ungenügende Mittel“
W ogegen richten sich nun diese 

W iderstände? Das muß man zu­
nächst beleuchten, um die weitere 
Entwicklung zu verstehen. Zunächst 
einmal dagegen, daß beide Gesetz­
entwürfe den Stempel der Unauf­
richtigkeit trugen. Man sagte „Ver­
kehrsfinanzgesetz und Straßenent­
lastungsgesetz" und meinte „Be­
seitigung des Defizits der Bundes­
bahn und Verlagerung des V er­
kehrs von der Straße auf die 
Schiene“. A ndererseits aber be'- 
trachtet man die für eine notwen­
dige Ordnung des V erkehrs in den 
Gesetzen angew andten M ittel als 
falsch und ungenügend.

Im Verkehrsfinanzgesetz richteten 
sich diese Bedenken nicht etwa 
gegen eine Beseitigung des „Be­
lastungsknicks" bei der Lastwagen­
steuer, sondern gegen eine über­
höhte Kraftfahrzeugsteuer und die 
um m ehr als 100 "/» überhöhte An­
hängersteuer. Ferner gegen die 
überstarke Besteuerung des Diesel­
treibstoffes zugunsten des V er­
gaserkraftstoffes. Im Straßenent­
lastungsgesetz wandte m an sich 
vor allem  mit aller Entschiedenheit 
gegen die Verbotsgesetzgebung, 
d. h. die Vorschriften, die den 
Transport von bestim m ten Gütern 
wie Steine, Erden, Kohle, Erze; 
Eisen, Holz, Getreide, Zucker usw. 
mit Lastkraftwagen au t w eite Ent­
fernungen verbieten. Man vermißte 
ferner in  den Entwürfen irgend­
welche Maßnahmen zur Sanierung 
der Bundesbahn sowie gewichtige 
Vorschläge zur wirklichen Hebung 
der Verkehrssicherheit. Man sah 
von Anfang an  in  den Gesetzent-
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würfen eine einseitige Drosselung 
des Straßenverkehrs zugunsten 
einer durch und durdi kranken 
Bundesbahn.

Der „M argarethenhof-Plan“ . . .
Auf Grund dieser Tatsachen 

setzten sich nun die beteiligten 
W irtsdiaftskreise zusammen, um 
geeignete Gegenvorsdiläge auszu­
arbeiten, die schließlidi in dem so­
genannten M argarethenhof - Plan 
mündeten. Dieser Plan, der — was 
ausdrücklidi betont werden muß — 
unter M itwirkung der verladenden 
W irtsdiaft, des Transportgewerbes 
und der Landwirtsdiaft zustande­
kam, sah — in lapidaren Sätzen 
dargelegt — folgendes vor:

a) Als Maßnahmen zur Sanierung 
der Bundesbahn: Die Abnahme der 
betriebsfrem den Lasten durdi den 
Bund, die Regelung der Altverbind- 
lidikeiten sowie die W iederher­
stellung der Kreditwürdigkeit, eine 
innerbetrieblidie Rationalisierung 
in enger Zusammenarbeit mit dem 
gewerblidien Kraftverkehr, die 
Überwindung des Personalüber­
hangs und sdiließlidi eine Über­
prüfung des Bundesbahngesetzes.

b) Eine völlige Ablehnung der 
Verbotsgesetzgebung, weil diese 
den Bedürfnissen des modernen 
W irtsdiaftslebens w iderspridit und 
die freie W ahl des Verkehrsm ittels 
durdi den V erfraditer aufredit- 
erhalten  bleiben muß. Anstelle von 
Verbotsmaflnahmen w urden grund- 
sätzlidi tarifarisdie Maßnahmen 
zur Aufgabenteilung im Verkehr 
durdi die sofortige Inangriffnahme 
des Neuaufbaus von Eisenbahn­
gütertarif und Reidiskraftwagen- 
tarif vorgesdilagen, d ie  z. B. in 
den Gesetzentwürfen vollkommen 
fehlen. Im W erkfernveikehr w urde 
einer Beförderungssteuer von 3 bis 
4 Dpi. je  tkm  zugestimmt.

c) In Fragen der Besteuerung, 
die lediglidi den Notwendigkeiten 
eines verstärkten  Straßenbaus 
Redmung zu tragen hätte, wurde 
der Beseitigung des „Knidts" für 
sdiwere Omnibusse und Lastkraft­
wagen unter Ablehnung einer dar­
über hinausgehenden Progression 
grundsätzlidi zugestimmt, ebenso 
dem Übergang vom Eigengewidit 
zum Gesamtgewidit als Bemes­
sungsgrundlage.

Der Steuersatz für Anhänger 
dürfte jedodi hödistens die Hälfte

des Steuersatzes für M otorfahr­
zeuge betragen. Einer Erhöhung der 
M ineralölsteuer w urde ebenfalls 
im Grundsatz nidit widersprodien, 
wenn -die Besteuerung mit 4 Dpi. 
je  Liter gleidizeitig bei V ergaser­
und Dieseltreibstoff erfolge. Die 
beabsichtigte Ausdehnung der Be­
förderungssteuer auf den N ahver­
kehr wurde nadi wie vor strikt 
abgelehnt.

Es folgen sodann eine ganze 
Reihe von Vorsdilägen zur Er­
höhung der Verkehrssidierheit, die 
z. T. einsdineidende Besdiränkun- 
gen für den Betroffenen braditen.

. . . wurde nicht beachtet
Diese Vorsdiläge wurden sowohl 

mit dem zuständigen Bundesver­
kehrsministerium und dem Bundes­
finanzministerium als aud i mit dem 
W irtsdiaftskabinett in  versdiiede­
nen Sitzungen besprodien. Das 
Bundeskabinett leitete jedodi die 
Regierungsentwürfe unverändert 
dem Bundesrat zu, der sie dann 
in  seiner Plenarsitzung am  7. Mai 
ebenfalls mit nur unw esentlidien 
Veränderungen verabsdiiedete und 
dem Bundestag zur Besdilußfas- 
sung w eiterleitete.

Die erheblidien Bedenken der 
Betroffenen und der verladenden 
W irtsdiaft gegen die Entwürfe 
w urden also n id it nur n id it berüdc- 
siditigt, sondern so behandelt, als 
w ären sie niemals existent ge­
wesen. Das ist ein w eiterer Punkt, 
weshalb dem Bundeskabinett und 
dem Bundesrat schwerste Vorwürfe 
n id it erspart bleiben können. Die 
beteiligten W irtsdiaftskreise haben 
den Eindruck, als wenn die soge­
nannten Sadiverständigengutaditen 
eine reine Farce bleiben sollten, 
eine Farce, die nur dazu dienen 
soll, der öffentlid ikeit Sand in die 
Augen zu streuen.

Gegen-Gesetzentwürfe
Die öffentlidie Diskussion hat sidi 

nun vor der 1. Lesung wiederum 
mit den Gesetzentwürfen besdiäf- 
tigt, und im Verfolg der allent­
halben w ieder neu auftaudienden 
Bedenken und W iderstände haben 
sidi eine ganze Reihe von Bundes- 
tagsabgeordneten unter der Füh­
rung des Abgeordneten Müller- 
Hermann (Bremen) veranlaßt ge­
sehen, Gegen-Gesetzentwürfe aus­
zuarbeiten, die sidi zum Teil mit 
denen des genannten M argarethen­
hof-Planes dedcen. Diese durdiaus 
diskutierbaren Gegenvorsdiläge, 
die als Initiativ-Anträge im Bun­
destag eingebradit werden könnten, 
sdieinen aber dasselbe Sdiidcsal 
erleiden zu sollen w ie die Sadi­
verständigengutaditen, d. h. daß 
sie überhaupt n id it zur Kenntnis 
genommen bzw., tedin isdi gesehen, 
zurüdcgerufen werden. Das bedeu­
tet, daß man mit a ller M adit ganz 
bestimmte Gewerbezweige sdiwer 
treffen will, um einem sid i in 
seiner Krankheitsnot brutal ge­
bärdenden V erkehrsträger, nämlidi 
derSdiiene, zu helfen. DasSdireck.- 
gespenst des Bundesbahndefizits ■ 
übersdiattet alle volkswirtsdiaft- 
lidien Erwägungen. Nach Ansidit 
aller tedinisch und wirtsdiaftlidi 
fortsdirittlidi denkenden Mensdien 
müßte jedodi das Pferd, am  ridi- 
tigen Ende aufgezäumt werden, 
indem m an näm lidi eine Neuord­
nung des Bundesbahnwesens an 
Haupt und Gliedern, eine ver­
nünftige Aufgabenteilung zwisdien 
Sdiiene und Straße vornimmt und 
nidit zuletzt die Besinnung des 
Staates auf seine Pflidit fordert, 
die seit Jahrzehnten vem adilässig- 
ten Straßen instandzusetzen, damit 
der neuzeitlidie V erkehr einwand­
frei abrollen kann. (Se-)

In  SpediteuTskreisen w endet m an  sich gegen unveranttvortüche Verzögerungen:

Bestehen Möglichkeiten für eine Einigung?
T ro tz  aller Umsdireibungen zu 
dem Verkehrsfinanzgesetz und zum 
Straßenentlastungsgesetzbesteht im 
großen und ganzen Klarheit über 
die Zielsetzung, näm lidi der Bun­
desbahn über die eigene Rationali­
sierung hinaus Erleiditerungen zu 
gewähren und genügend M ittel für 
einen großzügigen Straßenbau zu 
besdiaffen, durdi den allein eine

größere Sidierheit im Straßenver­
kehr zu erreidien ist.

N adi den letzten Veröffentlidiun- 
gen des Bundesverbandes der 
Deutsdien Industrie, bei denen 
im w esentlidien die Besdilüsse 
vom M argarethenhof wiederzufin­
den sind, besteht jede Möglidikeit 
einer Einigung, wenn das Bundes- 
ministerium für V erkehr seine Ent­
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w ürfe a ls  Richtlinien ansehen 
würde, aus denen sich ein vernünf­
tiger Kompromiß durch die V er­
handlungen im Ausschuß für V er­
kehrsw esen und im Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen erarbeiten 
ließe.
Gründliche Prüfung ist erforderlich

Der Ausschuß für Verkehrswesen 
wird, nach einem bisherigen Ge­
dankenaustausch zu urteilen, zwei­
felsohne m it besonderer Gründlich­
keit an die Beratung der Gesetze 
herangehen. Er wird vermutlich 
einen kleinen Kreis repräsentativer 
V ertre te r des W erkverkehrs, des 
gewerblichen Verkehrs, der kom­
m unalen V erkehrsbetriebe, der Bun­
desbahn und der Automobilindu­
strie anhören, um Entscheidungen 
zu treffen, die neben der großen 
Zielsetzung die Existenzgrundlagen 
des gesam ten V erkehrs nicht außer 
acht lassen dürfen.

Da der Finanz- und S teueraus­
schuß das Verkehrsfinanzgesetz 
federführend zu behandeln hat und 
nunm ehr vordringlich mit der 
S teuerreform  befaßt ist, besteht Zeit 
genug, um mit größter V erantwor­
tung an  die Ausschußberatungen 
der Gesetze zu gehen, wobei es 
dringend zu empfehlen ist, durch 
die Ausschüsse sachliche Prüfungen 
in einigen Groß-, M ittel- und Klein­
betrieben des S traßenverkehrs vor­
zunehmen. Das hat der gewerbliche 
S traßenverkehr angeboten.

Die verlockende Möglichkeit, das 
baldige Fließen von M itteln für den 
S traßenbau durch die bevorzugte 
Verabschiedung desVerkehrsfinanz- 
gesetzes zu bewirken, muß bei 
ruhiger Betrachtung abgelehnt w er­
den, denn die gemeinsame Behand­
lung beider Gesetze ist wegen

ihrer Wechselwirkung nicht zu um­
gehen. Es ist sogar zu überlegen, 
die Arbeiten zur Gütertarifreform, 
die ebenfalls nicht von der Gesamt­
lösung zu trennen sind, bei der 
Arbeit der Legislative zu berück­
sichtigen. Da aber die grundsätz­
lichen Arbeiten an  der Gütertarif- 
reform unter Umständen über ein 
Jah r in Anspruch nehmen werden, 
ist die Erarbeitung von Teillösun­
gen im zeitlichen Zusammenhang 
mit den beiden Verkehrsgesetzen 
zu erwägen.

Wie könnte 
ein Kompromiß aussehen?

Für den W erkverkehr wird ein 
Satz von: 5 Dpfg. Beförderungs­
steuer je tkm im Fernverkehr nicht 
nur den W erkverkehr für M assen­
güter restlos von der Straße ver­
schwinden lassen, sondern auch für 
hochwertige Güter schwere Ein­
bußen ergeben. Der Bundesverband 
der Deutschen Industrie hat für den 
W erkfemverkehr eine Belastung 
von 2 Dpfg. als tragbar angeboten; 
es ist anzunehmen, daß mit 3 Dpfg. 
das verkehrspolitische Ziel einer 
starkenEinschränkung erzielt würde, 
ohne daß die individuellen Bedürf­
nisse des W erkverkehrs allzu sehr 
beeinträchtigt würden. Gegebenen­
falls ist eine differenzierte Beförde­
rungssteuer nach Güterklassen und 
Entfernungen zu erwägen.

Im Nahverkehr sollte grundsätz­
lich die Einführung der Beförde­
rungssteuer befürwortet werden, 
um insbesondere gleiche Startbe­
dingungen gegenüber dem Schienen­
verkehr zu schaffen. Beim gewerb­
lichen Nahverkehr ist die Einfüh­
rung der Beförderungssteuer nur 
möglich, wenn sie durch Festpreise 
kompensiert wird, während beim 
W erknahverkehr pauschalierte An­

gaben zur Verhinderung einer un ­
übersehbaren Bürokratie eingeführt 
werden müßten.

Krafifahrzeugsteuer
Bei der Kraftfahrzeugsteuer ist 

die grundsätzliche Umstellung auf 
Gesamtgewichtsbesteuerung anzu- 
erkennen. Die progressive Besteue­
rung der Lastkraftwagen über 15 t 
muß dagegen abgelehnt werden, 
weil sie wegen ihrer prohibitiven 
W irkung die technische Entwick­
lung um Jahrzehnte zurückwerfen 
würde. Dagegen ist eine allmähliche 
Redressierung des Gesamtgewichts 
ohne Schaden für V erkehrsträger 
und Autoindustrie einzuleiten. Die 
A nhänger dürfen nur mit der Hälfte 
des S teuersatzes für M otorfahr­
zeuge belastet werden, denn ihre 
zeitlicii begrenzte Verwendung, ins­
besondere bei Spezialanhängern, 
stellt schon bisher eine ungerechte 
Belastung dar. Außerdem muß der 
W eg offen bleiben, den Anhänger 
mit erträglichen Belastungen als 
Behälter für die „rollende Land­
straße" zu verwenden, für d ie  die 
Bundesbahn einen Spezialtarif er­
stellen müßte, der der Bundesbahn 
einen ausreichenden Gewinn beläßt 
und dem Benutzer des Anhängers 
noch genügenden Anreiz bietet.

Treibstoffsteuer
Zur Erzielung eines höheren Auf­

kommens aus der Treibstoffsteuer 
sollte erwogen werden, die Erhö­
hung für Vergaserkraftstoff auf 
2 Dpfg. je Liter und für Dieselkraft­
stoff auf 5 — 6 Dpfg. zu beschlie­
ßen. Die nach der Regierungsvor­
lage vorgesehene Zuweisung von 
80 Mill. DM pro Jahr ist zu gering, 
um eine zügige Entwicklung der 
Straßenbauten, die durch d ie  zu 
gründende Finanzierungsgesell-
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REPRÄ SEN TA N TEN  in Übersee: New York, Calcutta

K o rre s p o n d e n te n  in a lle n  W e lt te ile n
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COMMERZ- UND DISCONTO-BANK
AKTIENGESEltSCHAFT

Zusammengefaßfe Jahresbilanz zum 31. Dezember 1953
Aktiva
Kassenbestand, landeszentralbank- und

Postscheckguthaben..........................................
Guthaben bei Kreditinstituten..........................
Fällige Schuldverschreibungen, Zins- und

Dividendenscheine.............................................
Schecks........................................................................
Wechsel.....................  ...............................................
Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz­

anweisungen des Bundes und derLänder
W ertpap iere............................................................
Ausgleichsforderungen gegen die öffent­

liche Hand und Deckungsforderungen
nach §11 W A G ...................................................

Konsortialbeteiligungen.....................................
Debitoren....................................................................
Langfristige Ausleihungen.................................
DurchlaufehdeKredite(Treuhandgeschäfte)
Beteiligungen ...............................................
Grundstücke und G ebäude...............................
Betriebs- und Geschäftsausstattung...............
Sonstige Aktiva ........................................................
Rechnungsabgrenzungsposten.......................

Summe der Aktiva DM

38 219013,56 
27168223,96

562647,05 
7 556 425,95 

94 763 586,56

250 000,— 
27696123^39

41 390 503,55 
672188,30 

216484 766,97 
56595099,03 
8 937 663,97 
3090000,— 

15500000,— 
2300000,— 

918 655,41 
95542,27

P ass iva
E in lagen ......................................................................  441 075 789,88
Aufgenommene Gelder (Nostroverpflicht.) 14 158 375,90
Eigene Akzepte und Solawechsel................. —,—
Aufgenommene langfristige Darlehen  35 272 874,56
DurchlaufendeKredite(Treuhandgeschäfte) 8937 663,97
Grundkapital.............................................................  12500000,—
Rücklagen nach § 11 KW G .................................  7500000,—
Rückstellungen ............................................... 19548156,21
Sonstige Passiva...................................................... 1 307 555,75
Rechnungsabgrenzungsposten........................  824252/3
Reingewinn.................................................................  1075770,97

  542200 439,97

Für das Geschäftiiahr 1953 wird eine D iv id end e von 8 V 2 ®/o verteilt, die am 17. Mai 1954 fällig Ist. 

Hamburg, den 14.Mai 1954 D E R  V O R S T A N D

Schaft gesidiert werden sollen, zu 
ermöglichen. Für diesen Zweck 
w ären mindestens 150 Mill. DM 
pro anno erforderlich, ein Betrag, 
der durchaus realistisch ist, da bis­
her die Progression des steigenden 
Kraftverkehrs geflissentlich außer 
acht gelassen wurde. Die Erhebung 
einer Gebühr für die Benutzung 
der neu erbauten A utobahnen ist 
abzulehnen, da der Nutzeffekt 
wegen der anfallenden V erw al­
tungsarbeit zu gering sein wird. 
Vergleiche zwischen Deutschland 
und den USA in dieser Beziehimg 
sind wegen der unterschiedlichen 
V erhältnisse überhaupt nicht mög­
lich. Bei Gründung der Finanzie­
rungsgesellschaft für den Auto­
bahnbau sollten die Vorschläge 
der „Arbeitsgemeinschaft Deutsche 
Autobahnen" (ADA) unbedingt her­
angezogen werden, die un ter ande­
rem versehen, den Torso m it rund 
900 km des Autobahnnetzes auszu­
bauen, anstatt dem Vorschlag des 
Bimdesministeriums für Verkehr 
(600 km Strecken) zu folgen.

Keine Verbotsgesetzgehung
Eine Verbotsgesetzgebung für 

die Beförderung von sog. M assen­
gütern auf der Straße muß strikt 
abgelehnt werden, da alle ande­

ren vorgeschlagenen Maßnahmen 
durchaus genügen, die große Ziel­
setzung zu erreichen. Darüber 
hinaus ist die Verbotsgesetzgebung 
staatsrechtlich zweifelhaft. Zumin­
dest aber sollte man die Auswir­
kung der übrigen Maßnahmen ab- 
warten, ehe man sich zu solch w eit­
gehenden, dirigistischenMaßnahmen 
entschließt.

Güterkraftverkehrggesetz
Die notwendigen, sich aus den 

bisherigen Erfahrungen ergebenden 
Änderungen des Güterkraftver­
kehrsgesetzes sind wesentlich um­
fangreicher, als dies m it der Regie­
rungsvorlage beabsichtigt ist. Sie 
sollten daher unabhängig von den 
gegenwärtigen Vorlagen in Angriff 
genommen und später behandelt 
werden. Lediglich § 48 Absatz 3 
könnte m it sofortiger W irkung auf­
gehoben werden, da ein Fernver­
kehr eines W erkuntem ehm ens für 
ein anderes Unternehmen auchdann 
nicht mehr als echter W erkverkehr 
angesehen w erden kann, wenn 
eine Kapitalbeteiligung von mehr 
als 75 Vo besteht. Abzulehnen ist 
unter allen Umständen die S trei­
chung des § 9 Absatz 2, wonach 
beim Verkauf eines Unternehmens 
die Konzessionen erlöschen sollen.

Das w äre gleichbedeutend mit einer 
entschädigungslosenEnteignung, die 
jedoch dem Grundgesetz wider­
sprechen würde.

Ein „Braintrust“ ist nötig
Es ist bedauerlich, daß eine 

Lösung des Problems, wie sie 
der Vorsitzende des Verkehrsaus­
schusses im wesentlichen bereits 
vor Einbringung der Gesetze in den 
Bundesrat vorgeschlagen hatte, 
nicht zu erreichen war. Hätte 
sich das Bundesverkehrsministerium 
ähnlich, w ie es die Ausschüsse jetzt 
wohl tun sollten, eines kleinen, re­
präsentativen „Braintrusts“ bedient, 
sta tt R iesenveranstaltungen von 
Experten zu veranstalten, deren 
Ergebnislosigkeit von vornherein 
feststehen mußte, dann wäre die 
Regierung nicht in  die in  einer 
Demokratie schlechte Situation ge­
kommen, diese Panikmaßnahmen 
gegen fast die gesamte Öffentlich­
keit verteidigen zu müssen.

Die Initiativgesetze des CDU- 
Abgeordneten Müller-Hermann sind 
eine fleißige Zusammenfassung 
längst bekannter Vorschläge. Die, 
dahinter stehenden Kreise hätten 
sich aber sagen sollen, daß die mei­
sten Vorschläge durch eine sorg­
fältige Beratung, Ergänzung und
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Ä nderung der Regierungsvorlagen 
schneller sich hätten verwirklichen 
lassen a ls  durch das komplizierte 
V erfahren der umständlichen Be- 

i handlung von dann insgesam t sechs 
Vorlagen.

Die Ä nderung des Bundesbahn­
gesetzes ist ebenfalls eine a lte  For­
derung, die später folgen sollte, 
w enn nicht die ganze V erkehrsord­
nung unverantw ortliche Verzöge­
rungen erleiden soll. Die V erant­

wortung der Legislative ist unge- 
wöhnhch, denn das Endziel ist und 
bleibt die Gesundung der Bundes­
bahn, die Anpassung des Straßen­
netzes an den gewaltig gewach­
senen und nicht aufzuhaltenden, 
weiterhin steigenden Straßenver­
kehr. Dabei dürfen w eder Existen­
zen vernichtet noch die komplizier­
ten  Bedürfnisse einer modernen 
Inlaads- und Exportwirtschaft ge­
fährdet werden. {-d-)

E ine Ä u ß eru n g  von verkehrsuiissenschafiUcheT Se ite :

Stellen die Entwürfe eine wirklidie Konzeption dar?
I n  der bisherigen Debatte um die 
vom Bundeskabinett vorgelegten 
Gesetzentwürfe zur Ordnung des 
V erkehrsw esens ist viel von einer 
„Konzeption" der Verkehrspolitik 
gesprochen worden. Die beiden 
V orlagen stellen zwar insofern 
eine Einheit dar, als dem Kraft­
v erkehr in seiner Betätigung damit 
k lare Grenzen gesetzt werden. 
A ber kann  man wirklich bei den 
Grundsätzen, d ie  diesen Regelun­
gen zugrunde liegen, schon von 
einer befriedigenden Konzeption 
sprechen? Gehören zu einer Kon­
zeption nicht vielm ehr auch Äuße­
rungen darüber, w ie m an sich die 
Lösung des Problems „Schiene“ 
und w eiterhin das Zusammenspiel 
zwischen den V erkehrsträgern vor­
stellt? Und vielleicht am  dringlich- 
steix ist es, daß endlich klar aus­
gesprochen wird, welche Anschau­
ungen m an von  der Stellung und 
der Funktion des gesam ten V er­
kehrsw esens in der Volkswirtschaft 
hat.

Auch der Verkehr 
unterliegt ökonomischen Gesetzen!

Immer noch ist die Vt>rstellung 
w eit verbreitet, d ie in  den  V er­
kehrsträgern  nur die „Diener der 
W irtschaft" sehen will. Mit aller 
Entschiedenheit muß dieser Auf­
fassung entgegengetreten werden, 
denn sie zeugt von rein tech­
nischem D enken und übersieht, 
daß die Produktion von  Gütern 
wirtschaftlich, erst abgesdilossen 
ist, w enn diese Güter in  den Be­
reich der Konsumenten gelangt 
sind. Jede Handlung, die ein Gut 
der Konsumreife näherbringt, also 
auch sein  Transport, ist wirtschaft­
lich Produktion und unterliegt den 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten. 
V or allem  sollte m an sich m it aller

Konsequenz darüber k lar sein, daß 
m it dem V erlust des absoluten 
Eisenbahnmonopols auch dessen 
vielfältigen Möglichkeiten (Preis­
differenzierung) die Grundlage ent­
zogen ist. Dem Kraftfahrzeug ist 
auf Grund seiner besonderen 
technlsdien Eigenarten und sei­
ner Kostenstruktur die intensive 
Fläcienerschließung als natürliche 
Aufgabe zuzuordnen. Auf diesem 
Teilgebiet dürfte die Schiene tat- 
sächlidi durch das Kraftfahrzeug 
technisch und wirtschaftlich, über­
holt worden sein. Darüber hinaus 
kann aber auch für manche Spezial­
verkehre über große Entfernungen 
der Haus-Haus-Verkehr des Kraft­
fahrzeuges volkswirtschaftlich sinn­
voll sein. Die Eisenbahn hat hier­
aus die notwendige Konsequenz 
zu ziehen, indem sie diejenigen 
Nebenstrecken und Stichbahnen 
aufgibt, die sich für sie als nach­
haltig unrentabel erw eisen und 
deren Transportleistungen durch

das Kraftfahrzeug offensichtlich bil­
liger (unter Einrechnung aller 
volkswirtschaftlich entstehenden 
Kosten, also insbesondere der an ­
teiligen W egekosten) ausgeführt 
werden könnpn. Die verkehrspoli­
tische N euorientierung im Sinne 
der ökonomischen Logik kann nur 
darin bestehen, daß die einzelnen 
V erkehrsträger in  ihre natürlichen, 
d. h. technisch u n d  ökonomisch 
adäquaten  W irkungsbereiche zu­
rückgeführt werden. Das impli­
ziert ein Zusammendrängen der 
Eisenbahn-W ertstaffel einschließ­
lich Überprüfung der Ausnahme- 
tarifierung, Aufgabe unrentabler 
Nebenstrecken in  Verbindung mit 
der Schaffung der organisatorischen 
V oraussetzungen für den reibungs­
losen Umschlag zwischen Eisen­
bahn-Hauptstrecken und Kraftfahr- 
zeug-Flächenverkehr, Bildung eines 
arteigenen Kraftfahrzeug - Tarifs 
und Schaffung gleicher Startbedin­
gungen für alle V erkehrsträger 
(insbesondere im Hinblick auf die 
W egekosten) durch eine nach v er­
kehrspolitischen Gesichtspunkten 
ausgerichtete Steuer- und  Investi­
tionspolitik im V erkehrssektor — 
um nur die wichtigsten Maßnahmen 
zu nennen.

Verkehr im Dienst 
der iVirtschaftspolitik

Angesichts der neuen W ettbe­
w erbssituation verbleibt für die Er­
füllung besonderer wirtschaftspoli­
tischer Aufgaben mit Hilfe der 
Verkehrspolitik nur wenig Raum. 
Damit wird nicht die Berechtigung
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solcher Zielsetzungen angezweifelt, 
sondern es wird nur in  Frage ge­
stellt, ob die Verkehrs- und ins­
besondere die Tarifpolitik das ge­
eignete M ittel zur Verfolgung dieser 
Ziele ist. Jeder in diesem Sinne 
unnötige Eingriff in das V erkehrs­
wesen stört dessen Ordnung, die 
im Interesse einer wirkungsvollen 
volkswirtschaftlichen Arbeitsteilung 
so dringend notwendig ist. Zur Er­
füllung „gemeinwirtsdiaftlicher" 
Aufgaben bietet die Fiskalpolitik 
genügend ausbaufähige Ansätze, 
die überdies elastischer gehand- 
habt werden können und eine bes­
sere Kontrolle ermöglidien. Audi 
der verstärkte Einsatz differenzier­
te r  Direkt-Subventionen w äre zu 
empfehlen. Trotz mancher Einwen­
dungen gegen derartige Maß­
nahmen haben sie dodi den un­
schätzbaren Vorteil, daß die durch 
sie gesdiaffene Ordnung n id it mit 
der Unordnung in einem anderen 
W irtsdiaftssektor bezahlt werden 
muß.

Kostennahe Tarife
Ein w eiterer Gesiditspunkt, der 

überdies nodi zugunsten eines 
kostennahen Tarifs spricht, ist in 
der bisherigen Diskussion nicht ge­
nügend beaditet worden. Im Zuge 
der Verwirklidiung der M ontan­
union wie zweifellos auch jeder 
weiteren europäischen Integration 
ist es der Zweck des gemeinsamen 
Marktes, die natürlidien Standort­
bedingungen zur Auswirkung kom­
men zu lassen. Für Tarife, die die­
sen Erfordernissen entgegenstehen, 
also Subventionsdiarakter haben, 
besteht die Gefahr einer baldigen 
erneuten Änderung. Damit würden 
wiederum Maßnahmen notwendig 
werden, die zu einer S trukturw and­
lung im Verkehrssektor führen 
könnten. Die hierm it verbundenen 
Friktionsverluste sollten durch eine 
frühzeitige Berücksiditigung dieser 
zukünftigen Notwendigkeiten v er­
mieden werden.

Im Blickwinkel dieser grundsätz- 
lidien Überlegungen sind die neuen 
Verkehrsgesetzentwürfe als eine 
e n d g ü l t i g e  Lösung wenig be­
friedigend. Man kann sidi des Ein­
drucks n id it erwehren, daß das 
Straßenentlastungsgesetz unter die 
Devise der V erkehrssidierheit ge­
stellt wurde, um damit einen Teil 
der W iderstände gegen das Verbot 
bestimmter S traßenverkehre bei­

seite zu räumen. Die S idierheit des 
S traßenverkehrs muß natürlich in 
erster Linie gew ährleistet sein. 
Mit ökonomisdien Argumenten läßt 
sich gegen diese Forderung nicht 
streiten; es sei denn, m an ver­
langte an Stelle dieser negativen 
Regelung eine positive Maßnahme 
im Sinne eines über die bisherigen 
Vorschläge hinausgehenden Aus­
baus der Straßen. Sofern das Sicher-

heitsbedürfnis damit noch nicht be­
friedigt w erden kann, muß das 
V erbot gewisser Verkehre als 
Ubergangslösung anerkannt, als 
soldie aber ausdrücklich gekenn- 
zeidinet und befristet werden. Als 
einzig möglidie Endlösung ist die 
Hinführung des Güterkraftverkehrs 
auf das richtige Maß durdi die Be­
lastung mit den von ihm verur­
sachten Kosten anzusehen. (PEZ)

Wir dürfen uns nicht selbst diskreditieren!

E' s ist das Beste, man unterhält sich ganz offen darüber: in der letzten 
* Zeit hat die versteckte und offene Auseinandersetzung über die 

Frage, ob eine w irtsdiaftliche oder sogar politisdie Verständigung mit 
dem Ostblock möglich ist, in den westlichen Ländern einen immer brei­
teren Raum eingenommen. Daß die Frage auch für uns eine ganz beson­
dere Bedeutung hat, weil hinter der Lösung dieses Problems vielleicht 
die Realisierung der W iedervereinigung liegt, bedarf keiner Betonung. 
Welche großen Schwierigkeiten einer solchen Verständigung im Wege 
stehen, haben alle Verhandlungen gezeigt, die seit Kriegsende direkt 
oder indirekt mit den Machthabern des Ostens geführt worden sind. Audi 
Berlin und Genf, die im Zeidien eines gewissen Optimismus standen, 
haben bisher nur das eine Ergebnis gehabt: daß ein diplomatischer Ge­
dankenaustausch überhaupt in  Gang geblieben ist.

Es ist selbstverständlich, daß auch bei uns in der Bundesrepublik die 
M ittel und W ege diskutiert werden, die zu einer Auflockerung der poli­
tischen Versteifung zwischen W est und Ost führen könnten. Denn die 
W iedervereinigung dürfte für uns nur zu erreidien sein, wenn aud i die 
vierte Besatzungsmadit zustimmt. Da unsere politisdie Souveränität be­
grenzt ist, richten sich unsere Diskussionen und Bestrebungen hauptsäch- 
lid i auf die Möglichkeit, die wirtschaftlichen Beziehungen zum Ostblock 
zu beleben, denn w ir wissen, daß der Handel oft W egbereiter für poli­
tisdie Fühlungnahmen sein kann. Allerdings mag diese Erwartung einem 
autoritären Regime gegenüber nur bedingt zutreffen. Richtig ist aber, daß 
die Sowjetunion gegenwärtig wirtschaftlidien Anträgen gegenüber auf­
geschlossener ist als politischen. Dabei spielt der zu erwartende Umfang 
des Ostgeschäfts nur eine untergeordnete Rolle.

Es w äre falsch, wenn man aus diesen Diskussionen und Bemühungen 
eine politische Unsicherheit bei uns herauslesen wollte oder gar die Ab 
sidit, der politischen und weltansdiaulidien Konzeption des W estens ent 
gegenarbeiten zu wollen. Es ist der Segen der Demokratie, daß alle Mög 
lichkeiten offen diskutiert w erden können und daß der Außenpolitik da 
durch die erforderlidie Elastizität verliehen wird, neue W ege zu besdirei 
ten. Für unsere weltpolitische und weltwirtschaftlidie Situation sind solche 
Diskussionen zweifellos zu begrüßen, auch wenn sie zeitweilig nicht der 
offiziellen außenpolitischen Linie entsprechen, und man sollte sich hüten, 
sie zu diskreditieren.

Die Diskreditierung soldier Diskussionen auf w irtsdiaftlidiem  Sektor 
kann von zwei Seiten aus erfolgen: einmal von uns selbst aus, wenn wir 
in jeder Erörterung über wirtsdiaftliche Möglichkeiten eine politisdie 
Sabotage erblicken und sie somit zu einem hochnotpeinlidien Gegenstand 
machen, und von der Gegenseite dadurch, daß sie überschwenglich als 
Ansätze einer politischen Opposition gefeiert und bewundert werden. 
W enn auch von der autoritären  Gegenseite eine solche M entalität noch 
verständlich sein mag, so sollten dodi wenigstens wir selbst in Achtung 
der dem okratisdien Idee jede Selbstdiskreditiening in  dieser Hinsidit 
vermeiden. Es muß unbedingt begrüßt werden, daß durdi die Organisa­
tion „Unteilbares Deutschland" für solche offenen Diskussionen um die 
Gestaltung unserer Zukunft eine anerkannte Plattform gesdiaffen worden 
ist, d ie alle Mißdeutungen ausschließt. (sk)
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